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Bebauungsplan Nr. 83 "Keitlinghausen" (Windenergie) der Stadt Oelde 
A) Stand des Bebauungsplanverfahrens 
B) Sachstand zum Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen 
C) Beschlussfassung zum weiteren Verfahren 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Nachdem über die planungsrechtliche Situation beraten wurde, empfiehlt der Ausschuss für 
Planung und Verkehr dem Haupt- und Finanzausschuss folgenden Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Oelde zu beschließen, dass 
das Bebauungsplanverfahren Nr. 83 „Keitlinghausen“ nicht weiter geführt wird.  
  
 
 
Sachverhalt: 
 
A) Stand des Bebauungsplanverfahrens  
 
Im Rahmen der Offenlegung des Bebauungsplans Nr. 83 „Keitlinghausen“ gemäß § 3(2) 
BauGB ist in der Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde beim Kreis Warendorf 
eine Ergänzung der Umweltverträglichkeitsstudie durch eine avifaunistische Untersuchung 



 2 

mit anschließender Bewertung möglicher Beeinträchtigungen durch Windenergieanlagen 
nachgefordert worden. Von der Stadt Oelde sind daraufhin eine Untersuchung der Avifauna 
(Vogelarten) sowie eine Fledermausuntersuchung in Auftrag gegeben worden. Die 
Ergebnisse sind am 14.10.2004 vorgestellt worden. 
 
Als Kurzfazit kann festgehalten werden, dass die reich strukturierte Landschaft im Bereich 
der Konzentrationszone für Windenergieanlagen einen hochwertigen Naturraum für die 
Fauna darstellt. Die Untersuchungen haben im Wesentlichen Konfliktpotentiale für den 
Kiebitz sowie für einige Fledermausarten aufgezeigt. 
 
Grundsätzlich handelt es sich jedoch um ein Vorranggebiet für Windenergieanlagen. 
Durch die Untersuchungsergebnisse kann daher die Errichtung von Windenergieanlagen 
nicht prinzipiell in Frage gestellt werden.  Zur Vermeidung bzw. Minderung des Eingriffs 
sollten Windenergieanlagen in den einzelnen Baufenstern so platziert werden, dass die 
Kartierergebnisse weitgehend berücksichtigt werden können. Ein wesentlicher Faktor bei der 
Errichtung der Windenergieanlagen sind die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen.  
 
Die neu gewonnenen Ergebnisse sind in die Begründung und den Umweltbericht zum 
Bebauungsplan einzuarbeiten. Zudem sind weitere Aussagen zu Vermeidung bzw. 
Minderung des Eingriffs aufzunehmen. Zwischenzeitlich liegt zudem eine Stellungnahme der 
Deutschen Telekom vom 08.06.2004 vor. In dieser wird die Aufgabe der 
Richtfunkverbindung 252103/001 bestätigt. Diese Restriktion entfällt somit und eine 
entsprechende Anpassung des betroffenen Baufeldes ist vorzunehmen. Eine erneute 
Offenlage ist erforderlich. 
 
 
Zwischenzeitlich hat sich zudem die Rechtsprechung vielfach mit der Thematik der 
Windenergieanlagen auseinandergesetzt. Im Zusammenhang mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans ist daher das Urteil des OVG NRW vom 12.02.2004 von Bedeutung: 
 

Leitsatz: Ein Bebauungsplan ist nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, 
wenn er die Errichtung von Windenergieanlagen für mehr als die Hälfte der Fläche 
ausschließt, die nach den Darstellungen des Flächennutzungsplans für die Errichtung 
von Windenergieanlagen geeignet ist. 

 
Der Bebauungsplan wird zur Feinsteuerung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen 
innerhalb der im Flächennutzungsplan dargestellten Vorrangzone aufgestellt. Ein 
Bebauungsplan, der nicht die Grundkonzeption des FNP konkretisiert, sondern ihr in weiten 
Bereichen entgegensteht, verletzt das Entwicklungsgebot. Maßgeblich  ist, ob der 
Flächennutzungsplan durch die Konkretisierung in seiner Grundkonzeption unberührt bleibt. 
Durch die Einschränkung des Bebauungsplans auf nur wenige bebaubare Flächen für 
Windenergieanlagen wird die Grundkonzeption des FNP verdrängt. Die Bedeutung der 
Beschränkung ergibt sich nicht allein aus der überplanten Grundfläche, sondern aus der 
Windenergieanlagen andernorts im Gemeindegebiet ausschließenden Wirkung des FNP.  

 
Der Bebauungsplan birgt nach oben aufgeführten Rechtsprechung die Gefahr, in einer 
Normenkontrolle für unwirksam erklärt zu werden. Hierbei wird auch die Überprüfung des 
Flächennutzungsplanes und der dort dargestellten Konzeption der Vorranggebiete 
vorgenommen.  
 
Zu Bedenken ist, dass bereits im Beteiligungsverfahren zum Bebauungsplan die 
Rechtsanwälte Engemann&Partner als Bevollmächtigte eines betroffenen 
Grundstücksbesitzers eine Stellungnahme abgegeben haben, die den geringen 
Flächenanteil der Flächen mit Zweckbestimmung Windenergie kritisiert. Eine gerichtliche 
Auseinandersetzung kann daher ins Haus stehen. 
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Schon jetzt sind Bauanträge nach derzeit geltendem Flächennutzungsplan zu 
beurteilen, da die beschlossene Veränderungssperre Ende 2003 ausgelaufen ist. 
Windenergieanlagen sind innerhalb der ausgewiesenen Konzentrationszone im 
Flächennutzungsplan als privilegierte Außenbereichsvorhaben nach § 35 BauGB zulässig, 
wenn öffentliche Belange nicht entgegen stehen und die Erschließung gesichert ist. Als 
öffentlicher Belang sind hier insbesondere die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu prüfen. Von der zuständigen Landschaftsbehörde wird in diesem Fall 
Ausgleich nach Landschaftsgesetz gefordert werden im Hinblick auf das Ergebnis der 
avifaunistischen Untersuchung. Im Genehmigungsverfahren ist der Ausgleich für das 
Einzelvorhaben zu erbringen. Auch die im Bebauungsplanverfahren mit zu Grunde gelegten 
Abstände rund um Wohnbebauungen  werden im Genehmigungsverfahren durch das zu 
erbringende Schall- und Schattengutachten geprüft. 
 
Die Anzahl der Standorte, an denen somit Windenergieanlagen auch ohne Bebauungsplan 
innerhalb der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Vorrangzone zulässig sind, wird sich 
daher nicht wesentlich von der mit Bebauungsplan unterscheiden.  
 
Ist jedoch eine weitere Einschränkung der Flächen für Windkraftanlagen politisch gewünscht 
– aus Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes – so ist die Konzentrationszone aus 
dem Flächennutzungsplan in einem Änderungsverfahren herauszunehmen. Fraglich ist 
dabei jedoch, ob die verbleibende Vorrangzone südlich von Lette aufgrund ihrer geringen 
Größe die gewünschte Ausschlusswirkung von Windenergieanlagen im gesamten 
Gemeindegebiet begründen kann. Bei Rücknahme der Konzentrationszone ist die Frage des 
Schadensersatzes zu klären. 
 
Abschließend bleibt zu Bedenken, dass aufgrund der bereits gesenkten Einspeisevergütung 
die Anzahl der Anfragen und Anträge insgesamt zurückgehend ist. Im Vergleich zu 
Windvorrangzonen anderer Gemeinden liegt mit den gestreuten Wohngebäuden ein stark 
eingeschränktes Gebiet für die Windenergienutzung vor. Auch ist die derzeitige 
Netzkapazität der EVO nicht ausreichend, um eine große Anzahl weiterer Anlagen 
einspeisen zu können. Die EVO ist nur im Rahmen ihrer Kapazitäten zur Abnahme 
verpflichtet. Ein Netzausbau ist nur rentabel, wenn eine entsprechend große Anzahl von 
Anlagen ans Netz angeschlossen werden soll. Aufgrund der jetzigen Nachfrage und der 
bestehenden Restriktionen im Gebiet ist dies zur Zeit nicht wahrscheinlich. 
 
Aus planungsrechtlicher Sicht und aus Gründen der Rechtssicherheit ist zu 
empfehlen, das Bebauungsplanverfahren nicht weiter zu führen. Bei der 
planungsrechtlichen Beurteilung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen kann auf den 
Flächennutzungsplan in Zusammenhang mit den Ergebnissen der 
Umweltverträglichkeitsstudie zurückgegriffen werden. Auch im Genehmigungsverfahren auf 
Grundlage der im Flächennutzungsplan dargestellten Konzentrationszonen wird den 
Belangen des Immissionsschutzes und des Natur- und Landschaftsschutzes Rechnung 
getragen durch entsprechende Prüfungen. 
 
 
B) Sachstand zum Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen 

 
Durch das Urteil des BVerwG vom 30.06.2004 haben sich Auswirkungen auf die 
Zuständigkeit im Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen ergeben. Durch das 
MSWKS und MUNLV ist ein gemeinsamer Runderlass am 29.09.2004 herausgegeben und 
über die Bezirksregierung Münster zugeleitet worden über das „Verfahren für die  
Genehmigung von Windenergieanlagen“. Ab mindestens drei Anlagen in räumlicher 
Zuordnung zueinander liegt eine Windfarm i.S.d. Nr. 1.6 des Anhangs zur 4. BImschV vor, 
die der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung unterliegt. Bei 3-5 Anlagen ist die 
zuständige Genehmigungsbehörde das Staatliche Umweltamt (StUA), ab 6 Anlagen die 
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Bezirksregierung. Der Runderlass gilt auch für laufende sowie bereits abgeschlossene 
Verfahren.  
 
Zur Definition einer Windfarm verweist der Runderlass auf die räumlichen Kriterien des 
Windenergieerlasses vom 03.05.2002: Ab mindestens drei Anlagen sind diese als 
Windfarm zu betrachten, wenn  
 

 sie sich innerhalb einer bauleitplanerisch ausgewiesenen Fläche befinden ( gem. 3.1 
WEAErl kann dies eine Konzentrationszone im FNP oder eine konkrete Darstellung in 
einem Bebauungsplan sein) 

oder 

 nahe beieinander liegen (Orientierungswert ist das Achtfache des Rotordurchmessers 
oder die gemeinsame Einwirkung) 

 
Die laufenden Verfahren sind somit aufgrund der bereits vorhandenen Anlagen innerhalb der 
Konzentrationszone im Sinne einer Windfarm nicht mehr bauordnungsrechtlich sondern 
immissionsschutzrechtlich zu genehmigen. Das Genehmigungsverfahren ist somit an die 
Bezirksregierung Münster abzugeben. Die Abgabe erfolgt jedoch nur mit Zustimmung des 
Antragstellers. Die Antragsteller wurden bereits benachrichtigt.  
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